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5 9 0 . Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Republik
Slowenien über Soziale Sicherheit

589.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages samt Schlußprotokoll wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER REPUBLIK SLOWE-

NIEN ÜBER SOZIALE SICHERHEIT
Die Republik Österreich

und
die Republik Slowenien,

von dem Wunsche geleitet, die gegenseitigen
Beziehungen zwischen den beiden Staaten auf dem
Gebiete der Sozialen Sicherheit zu regeln,

sind übereingekommen, folgendes Abkommen zu
schließen:

ABSCHNITT I
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
(1) In diesem Abkommen bedeuten die Aus-

drücke
1. „Österreich"

die Republik Österreich,
„Slowenien"
die Republik Slowenien;

2. „Staatsangehöriger"
in bezug auf Österreich
einen österreichischen Staatsbürger,
in bezug auf Slowenien
einen slowenischen Staatsbürger;

3. „Rechtsvorschriften"
die Gesetze, Verordnungen und Satzungen,
die sich auf die im Artikel 2. Absatz 1
bezeichneten Zweige der Sozialen Sicherheit
beziehen;

4. „zuständige Behörde"
in bezug auf Österreich
die Bundesminister, die mit der Anwendung
der im Artikel 2 Absatz 1 Ziffer 1 angeführ-
ten Rechtsvorschriften betraut sind,
in bezug auf Slowenien
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die Minister, die mit der Anwendung der im
Artikel 2 Absatz 1 Ziffer 2 angeführten
Rechtsvorschriften betraut sind;

5. „Träger"
die Einrichtung oder die Behörde, der die
Durchführung der im Artikel 2 Absatz 1
bezeichneten Rechtsvorschriften oder eines
Teiles davon obliegt;

6. „zuständiger Träger"
den Träger, bei dem eine Person im
Zeitpunkt des Antrages auf Leistung versi-
chert ist oder gegen den sie einen Anspruch
auf Leistungen hat oder noch hätte, wenn sie
sich im Gebiet des Vertragsstaates, in dem sie
zuletzt versichert war, aufhalten würde;

7. „Familienangehöriger"
einen Familienangehörigen nach den Rechts-
vorschriften des Vertragsstaates, in dem der
Träger, zu dessen Lasten die Leistungen zu
gewähren sind, seinen Sitz hat;

8. „Versicherungszeiten"
Beitragszeiten und gleichgestellte Zeiten, die
nach den Rechtsvorschriften der beiden
Vertragsstaaten als solche gelten;

9. „Geldleistung", „Rente" oder „Pension"
eine Geldleistung, Rente oder Pension
einschließlich aller ihrer Teile aus öffentli-
chen Mitteln, aller Zuschläge, Anpassungsbe-
träge und Zulagen sowie Kapitalabfindun-
gen;

10. „Familienbeihilfen"
in bezug auf Österreich
die Familienbeihilfe,
in bezug auf Slowenien
die Kinderbeihilfe.

(2) In diesem Abkommen haben andere Aus-
drücke die Bedeutung, die ihnen nach den
betreffenden Rechtsvorschriften zukommt.

Artikel 2

(1) Dieses Abkommen bezieht sich
1. auf die österreichischen Rechtsvorschriften

über
a) die Krankenversicherung,
b) die Unfallversicherung,
c) die Pensionsversicherung mit Ausnahme

der Sonderversicherung für das Notariat,
d) das Arbeitslosengeld,
e) die Familienbeihilfe;

2. auf die slowenischen Rechtsvorschriften über
a) die Krankenversicherung,
b) die Pensions- und Invalidenversicherung,

c) die Arbeitslosenversicherung,

d) die Kinderbeihilfe und den Mutterschutz.

(2) Soweit die Absätze 3 und 4 nichts anderes
bestimmen, bezieht sich dieses Abkommen auch auf
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alle Rechtsvorschriften, welche die im Absatz 1
bezeichneten Rechtsvorschriften zusammenfassen,
ändern oder ergänzen.

(3) Dieses Abkommen bezieht sich nicht auf
Rechtsvorschriften über ein neues System oder
einen neuen Zweig der Sozialen Sicherheit und
nicht auf Systeme für Opfer des Krieges und seiner
Folgen.

(4) Rechtsvorschriften, die sich aus zwischen-
staatlichen Verträgen mit dritten Staaten ergeben
oder zu deren Ausführung dienen, sind, soweit sie
nicht Versicherungslastregelungen enthalten, im
Verhältnis zwischen den Vertragsstaaten nicht zu
berücksichtigen.

Artikel 3

Dieses Abkommen gilt
a) für Personen, für die die Rechtsvorschriften

eines oder beider Vertragsstaaten gelten oder
galten;

b) für andere Personen, soweit diese ihre Rechte
von den im Buchstaben a bezeichneten Perso-
nen ableiten.

Artikel 4

Bei Anwendung der Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates stehen, soweit dieses Abkommen
nichts anderes bestimmt, dessen Staatsangehörigen
die Staatsangehörigen des anderen Vertragsstaates
gleich.

Artikel 5

Soweit dieses Abkommen nichts anderes be-
stimmt, dürfen Pensionen, Renten und andere
Geldleistungen mit Ausnahme der Leistungen bei
Arbeitslosigkeit, auf die nach den Rechtsvorschrif-
ten eines Vertragsstaates Anspruch besteht, nicht
deshalb gekürzt, geändert, zum Ruhen gebracht,
entzogen oder beschlagnahmt werden, weil sich der
Berechtigte im Gebiet des anderen Vertragsstaates
aufhält.

ABSCHNITT II

BESTIMMUNGEN ÜBER DIE ANZUWEN-
DENDEN RECHTSVORSCHRIFTEN

Artikel 6

Die Versicherungspflicht einer erwerbstätigen
Person richtet sich, soweit die Artikel 7 und 8 nichts
anderes bestimmen, nach den Rechtsvorschriften
des Vertragsstaates, in dessen Gebiet die Erwerbstä-
tigkeit ausgeübt wird. Dies gilt bei Ausübung einer
unselbständigen Erwerbstätigkeit auch dann, wenn
sich der Wohnort des Dienstnehmers oder der Sitz
des Dienstgebers im Gebiet des anderen Vertrags-
staates befindet.
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Artikel 7

(1) Wird ein Dienstnehmer von einem Unterneh-
men mit Sitz im Gebiet eines der Vertragsstaaten in
das Gebiet des anderen Vertragsstaates entsendet,
so sind bis zum Ende des 24. Kalendermonates nach
dieser Entsendung die Rechtsvorschriften des ersten
Vertragsstaates weiter anzuwenden, als wäre er
noch in dessen Gebiet beschäftigt.

(2) Wird ein Dienstnehmer eines Luftfahrtunter-
nehmens mit dem Sitz im Gebiet eines Vertragsstaa-
tes aus dessen Gebiet in das Gebiet des anderen
Vertragsstaates entsendet, so sind die Rechtsvor-
schriften des ersten Vertragsstaates weiter anzu-
wenden, als wäre er noch in dessen Gebiet
beschäftigt.

(3) Die Besatzung eines Seeschiffes sowie andere
nicht nur vorübergehend auf einem Seeschiff
beschäftigte Personen unterliegen den Rechtsvor-
schriften des Vertragsstaates, dessen Flagge das
Schiff führt.

(4) Für Dienstnehmer des öffentlichen Verwal-
tungsdienstes, die aus einem der Vertragsstaaten in
den anderen entsendet werden, gelten die Rechts-
vorschriften des Vertragsstaates, aus dem sie
entsendet werden.

Artikel 8

(1) Diplomaten und Mitglieder des diplomati-
schen Personals sind vorbehaltlich des Absatzes 4 in
bezug auf ihre Dienste für den Entsendestaat von
den im Empfangsstaat geltenden Rechtsvorschriften
befreit.

(2) a) Die im Absatz 1 vorgesehene Befreiung
gilt auch für Mitglieder des Verwaltungs-
und technischen Personals der Mission
sowie für Mitglieder des dienstlichen
Hauspersonals der Mission, die weder
Staatsangehörige des Empfangsstaates
noch in diesem ständig ansässig sind.

b) Unbeschadet der Bestimmungen des
Buchstaben a können die Mitglieder des
Verwaltungs- und technischen Personals
der Mission, die Staatsangehörige des
Entsendestaates und im Empfangsstaat
ständig ansässig sind, binnen drei Mona-
ten nach Beginn der Beschäftigung die
Anwendung der Rechtsvorschriften des
Entsendestaates wählen.

(3) Die im Absatz 1 vorgesehene Befreiung gilt
ferner für private Hausangestellte, die ausschließlich
bei einem Diplomaten oder einem Mitglied des
diplomatischen Personals beschäftigt sind, sofern sie

a) weder Staatsangehörige des Empfangsstaates
noch in diesem ständig ansässig sind und

b) den im Entsendestaat oder in einem dritten
Staat geltenden Rechtsvorschriften unterste-
hen.
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(4) Beschäftigt ein Diplomat oder ein Mitglied
des diplomatischen Personals Personen, auf die die
im Absatz 3 vorgesehene Befreiung keine Anwen-
dung findet, so hat er die Rechtsvorschriften zu
beachten, die im Empfangsstaat für Arbeitgeber
gelten.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für
die Mitglieder von konsularischen Vertretungen
sowie für die ausschließlich in ihren Diensten
stehenden Mitglieder des Hauspersonals.

Artikel 9

(1) Auf gemeinsamen Antrag des Dienstnehmers
und seines Dienstgebers können die zuständigen
Behörden der beiden Vertragsstaaten einvernehm-
lich Ausnahmen von den Artikeln 6 bis 8 vereinba-
ren, wobei auf die Art und die Umstände der
Beschäftigung Bedacht zu nehmen ist.

(2) Gelten für einen Dienstnehmer nach Absatz 1
die Rechtsvorschriften des einen Vertragsstaates,
obwohl er die Beschäftigung im Gebiet des anderen
Vertragsstaates ausübt, so sind die Rechtsvorschrif-
ten so anzuwenden, als ob er diese Beschäftigung im
Gebiet des ersten Vertragsstaates ausüben würde.

ABSCHNITT III

BESONDERE BESTIMMUNGEN

Kapitel 1

Krankheit und Mutterschaft

Artikel 10

Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten Versicherungszeiten erwor-
ben, so sind diese für den Erwerb eines Leistungsan-
spruches und die Dauer der Leistungsgewährung
zusammenzurechnen, soweit sie nicht auf dieselbe
Zeit entfallen.

Artikel 11

(1) Eine Person, welche die Voraussetzungen für
einen Leistungsanspruch nach den Rechtsvorschrif-
ten eines Vertragsstaates erfüllt oder erfüllen würde,
wenn sie sich im Gebiet dieses Staates befände,
erhält

a) bei einem gewöhnlichen Aufenthalt im Gebiet
des anderen Vertragsstaates zu Lasten des
zuständigen Trägers Sachleistungen vom
Träger ihres Wohnortes nach den für diesen
Träger geltenden Rechtsvorschriften,

b) bei einem vorübergehenden Aufenthalt im
Gebiet des anderen Vertragsstaates zu Lasten
des zuständigen Trägers Sachleistungen vom
Träger ihres Aufenthaltsortes nach den für
diesen Träger geltenden Rechtsvorschriften,
wenn der Zustand der Person sofort die
Gewährung solcher Leistungen erforderlich
macht.
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(2) Im Falle des Absatzes 1 hängt die Gewährung
von Körperersatzstücken, größeren Hilfsmitteln
und anderen Sachleistungen von erheblicher Bedeu-
tung davon ab, daß der zuständige Träger hiezu
seine Zustimmung gibt, es sei denn, daß die
Gewährung der Leistung nicht aufgeschoben
werden kann, ohne das Leben oder die Gesundheit
der betreffenden Person ernsthaft zu gefährden.

(3) Im Falle des Absatzes 1 sind die Geldleistun-
gen vom zuständigen Träger nach den für ihn
geltenden Rechtsvorschriften zu gewähren.

(4) Die vorhergehenden Absätze sind auf
Familienangehörige einer unter Absatz 1 fallenden
Person entsprechend anzuwenden.

(5) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates die Höhe der Geldleistungen von
der Zahl der Familienangehörigen ab, so berück-
sichtigt der zuständige Träger auch die Familienan-
gehörigen, die sich gewöhnlich im Gebiet des
anderen Vertragsstaates aufhalten.

(6) Sind nach den slowenischen Rechtsvorschrif-
ten Geldleistungen bei Mutterschaft nach dem
früheren Verdienst zu berechnen, so hat der
slowenische Träger ausschließlich den Verdienst,
den die betreffende Person während der letzten
Tätigkeit in Slowenien erzielt hat, zu berücksichti-
gen, wobei der in Slowenien erzielte Durchschnitts-
verdienst als Durchschnittsverdienst für den gesam-
ten vorgesehenen Zeitraum gilt.

Artikel 12

(1) Auf Pensionsempfänger aus der Pensionsver-
sicherung der Vertragsstaaten sind die Rechtsvor-
schriften über die Krankenversicherung der Pensio-
nisten des Vertragsstaates anzuwenden, in dessen
Gebiet sich die Pensionsempfänger gewöhnlich
aufhalten. Dabei gilt bei Gewährung einer Pension
nur nach den Rechtsvorschriften des anderen
Vertragsstaates diese Pension als Pension des ersten
Vertragsstaates.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Pensionswer-
ber.

Artikel 13

In den Fällen des Artikels 11 Absatz 1 und des
Artikels 12 Absatz 1 zweiter Satz werden die
Leistungen gewährt
in Österreich

von der für den Aufenthaltsort der betreffenden
Person in Betracht kommenden Gebietskranken-
kasse,

in Slowenien
von der für den Aufenthaltsort der betreffenden
Person in Betracht kommenden Außenstelle der
Krankenversicherungsanstalt Sloweniens.
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Artikel 14

(1) Der zuständige Träger erstattet dem Träger
des Aufenthaltsortes die nach Artikel 11 und
Artikel 12 Absatz 1 zweiter Satz aufgewendeten
Beträge mit Ausnahme der Verwaltungskosten.

(2) Die zuständigen Behörden können zur
verwaltungsmäßigen Vereinfachung vereinbaren,
daß für alle Fälle oder für bestimmte Gruppen von
Fällen anstelle von Einzelabrechnungen der Auf-
wendungen Pauschalzahlungen treten.

Kapitel 2

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten

Artikel 15

(1) Eine Person, die wegen eines Arbeitsunfalles
oder einer Berufskrankheit Anspruch auf Sachlei-
stungen nach den Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates hat, erhält bei Aufenthalt im Gebiet des
anderen Vertragsstaates zu Lasten des zuständigen
Trägers Sachleistungen vom Träger ihres Aufent-
haltsortes nach den für diesen Träger geltenden
Rechtsvorschriften. Artikel 11 Absatz 2 gilt entspre-
chend.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 werden die
Sachleistungen gewährt
in Österreich

von der für den Aufenthaltsort des Berechtigten
in Betracht kommenden Gebietskrankenkasse
oder einem Träger der Unfallversicherung,

in Slowenien
von der für den Aufenthaltsort des Berechtigten
in Betracht kommenden Außenstelle der Kran-
kenversicherungsanstalt Sloweniens.

(3) Für die Erstattung der nach Absatz 1
entstandenen Kosten gilt Artikel 14 entsprechend.

Artikel 16

Erleidet eine Person, die sich im Gebiet eines
Vertragsstaates gewöhnlich aufhält und die sich auf
Grund eines ordnungsgemäßen Arbeitsvertrages zur
Arbeitsaufnahme in den anderen Vertragsstaat
begibt, während der ohne Unterbrechung und auf
dem kürzesten Weg durchgeführten Reise zum
Beschäftigungsort einen Unfall, so ist dieser Unfall
vom Träger dieses Vertragsstaates nach den
Rechtsvorschriften über die Unfallversicherung zu
entschädigen; dies gilt auch für einen Unfall, den ein
Dienstnehmer bei der Rückkehr in den Wohnort-
staat unmittelbar nach Beendigung des Arbeitsver-
trages, auf Grund dessen er sich in den anderen
Vertragsstaat begeben hat, erleidet.

Artikel 17

(1) Hängt die Gewährung der Leistungen für eine
Berufskrankheit nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates davon ab, daß die Krankheit zum
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ersten Mal im Gebiet dieses Vertragsstaates ärztlich
festgestellt worden ist, so gilt diese Bedingung als
erfüllt, wenn die betreffende Krankheit zum ersten
Mal im Gebiet des anderen Vertragsstaates
festgestellt worden ist.

(2) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertrags-
staates vor, daß Leistungen für eine Berufskrankheit
nur gewährt werden, wenn die Tätigkeit, welche die
Krankheit verursachen kann, während einer Min-
destdauer ausgeübt wurde, so berücksichtigt der
zuständige Träger dieses Vertragsstaates, soweit
erforderlich, die Zeiten der Ausübung einer solchen
Tätigkeit, während derer die Rechtsvorschriften des
anderen Vertragsstaates galten.

Artikel 18

(1) Wäre eine Berufskrankheit nach den Rechts-
vorschriften beider Vertragsstaaten zu entschädi-
gen, so sind Leistungen nur nach den Rechtsvor-
schriften des Vertragsstaates zu gewähren, in dessen
Gebiet zuletzt eine Beschäftigung ausgeübt wurde,
die geeignet ist, eine solche Berufskrankheit zu
verursachen, sofern die betreffende Person die nach
diesen Rechtsvorschriften vorgesehenen Vorausset-
zungen erfüllt.

(2) Bezog oder bezieht eine Person, die sich eine
Berufskrankheit zugezogen hat, Leistungen zu
Lasten eines Trägers eines Vertragsstaates und
beansprucht sie, nachdem sie auch eine Tätigkeit
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staates ausgeübt hat, welche eine Berufskrankheit
verursachen kann, wegen Verschlimmerung Lei-
stungen von einem Träger des anderen Vertrags-
staates, so trägt der Träger des ersten Vertragsstaa-
tes weiterhin die Kosten der Leistungen ohne
Berücksichtigung der Verschlimmerung nach den
für ihn geltenden Rechtsvorschriften; der zustän-
dige Träger des zweiten Vertragsstaates gewährt
eine Leistung in der Höhe des Unterschiedsbetrages
zwischen der nach der Verschlimmerung geschulde-
ten Leistung und der Leistung, die vor der
Verschlimmerung nach den für ihn geltenden
Rechtsvorschriften geschuldet worden wäre, wenn
die Krankheit nach diesen Rechtsvorschriften
eingetreten wäre.

Kapitel 3

Alter, Invalidität und Tod
(Pensionen)

Artikel 19

(1) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften
beider Vertragsstaaten Versicherungszeiten erwor-
ben, so sind diese für den Erwerb, die Aufrechter-
haltung oder das Wiederaufleben eines Leistungsan-
spruches zusammenzurechnen, soweit sie nicht auf
dieselbe Zeit entfallen. In welchem Ausmaß und in
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welcher Weise Versicherungszeiten zu berücksichti-
gen sind, richtet sich nach den Rechtsvorschriften
des Vertragsstaates, in dessen Versicherung diese
Zeiten zurückgelegt worden sind.

(2) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates die Gewährung bestimmter Leistun-
gen von der Zurücklegung der Versicherungszeiten
in einem Beruf, für den ein Sondersystem besteht,
oder in einem bestimmten Beruf oder in einer
bestimmten Beschäftigung ab, so sind für die
Gewährung dieser Leistungen die nach den
Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates
zurückgelegten Versicherungszeiten nur zu berück-
sichtigen, wenn sie in einem entsprechenden System
oder, wenn ein solches nicht besteht, im gleichen
Beruf oder in der gleichen Beschäftigung zurückge-
legt worden sind.

Artikel 20

(1) Beanspruchen eine Person, die nach den
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten Versi-
cherungszeiten erworben hat, oder ihre Hinterblie-
benen Leistungen, so sind die Leistungen auf
folgende Weise festzustellen:

a) Der Träger jedes Vertragsstaates hat nach den
von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften
festzustellen, ob die betreffende Person unter
Berücksichtigung der im Artikel 19 vorgesehe-
nen Zusammenrechnung der Versicherungs-
zeiten die Voraussetzungen für den Anspruch
auf die in diesen Rechtsvorschriften vorgese-
henen Leistungen erfüllt.

b) Besteht ein Anspruch auf eine Leistung, so hat
jeder in Betracht kommende Träger zunächst
den theoretischen Betrag der Leistung zu
berechnen, die zustehen würde, wenn alle
nach den Rechtsvorschriften der beiden
Vertragsstaaten zu berücksichtigenden Versi-
cherungszeiten ausschließlich nach den von
ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften zu
berücksichtigen wären. Ist der Betrag der
Leistung von der Versicherungsdauer unab-
hängig, so gilt dieser Betrag als theoretischer
Betrag.

c) Auf Grund dieses Betrages hat der Träger den
geschuldeten Betrag nach dem Verhältnis
festzusetzen, das zwischen der Dauer der nach
den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschrif-
ten zu berücksichtigenden Versicherungszei-
ten und der Gesamtdauer der nach den
Rechtsvorschriften beider Vertragsstaaten zu
berücksichtigenden Versicherungszeiten be-
steht.

d) Bei Durchführung der Buchstaben b und c
sind sich deckende Versicherungszeiten so zu
berücksichtigen, als würden sie sich nicht
decken.

e) Besteht nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates auch ohne Berücksichtigung
des Artikels 19 ein Anspruch auf Leistung, so
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hat der Träger dieses Vertragsstaates die allein
auf Grund der nach den von ihm anzuwen-
denden Rechtsvorschriften zu berücksichti-
genden Versicherungszeiten gebührende Lei-
stung zu gewähren.

(2) Erreichen die Versicherungszeiten, die nach
den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates zu
berücksichtigen sind, insgesamt nicht zwölf Monate
für die Berechnung der Leistung, so wird nach
diesen Rechtsvorschriften keine Leistung gewährt.
Dies gilt nicht, wenn nach diesen Rechtsvorschriften
ein Leistungsanspruch allein auf Grund dieser
Versicherungszeiten besteht.

(3) Die im Absatz 2 erster Satz genannten
Versicherungszeiten sind von dem Träger des
anderen Vertragsstaates für den Erwerb, die
Aufrechterhaltung und das Wiederaufleben eines
Leistungsanspruches und dessen Ausmaß so zu
berücksichtigen, als wären es nach den von ihm
anzuwendenden Rechtsvorschriften zurückgelegte
Versicherungszeiten.

Artikel 21

Die österreichischen Träger haben die Artikel 19
und 20 nach folgenden Regeln anzuwenden:

1. Für die Feststellung der Leistungszugehörig-
keit und der Leistungszuständigkeit sind nur
österreichische Versicherungszeiten zu be-
rücksichtigen.

2. Die Artikel 19 und 20 gelten nicht für das
Bergmannstreuegeld aus der knappschaftli-
chen Pensionsversicherung.

3. Bei Durchführung der Artikel 19 und 20 sind
die in Tagen ausgedrückten slowenischen
Versicherungszeiten in Monate umzurech-
nen, wobei 30 Tage einem Monat entspre-
chen; Resttage gelten hiebei als ein ganzer
Monat.

4. Bei Durchführung des Artikels 20 Absatz 1
Buchstabe a gelten als neutrale Zeiten auch
Zeiten, während deren der Versicherte einen
Anspruch auf eine Pension aus dem Versiche-
rungsfall des Alters oder der Invalidität nach
den slowenischen Rechtsvorschriften hatte.

5. Bei Durchführung des Artikels 20 Absatz 1
Buchstabe b sind Bemessungsgrundlagen
ausschließlich aus den österreichischen Versi-
cherungszeiten zu bilden.

6. Bei Durchführung des Artikels 20 Absatz 1
Buchstabe b haben Beiträge zur Höherversi-
cherung, der knappschaftliche Leistungszu-
schlag, der Hilflosenzuschuß und die Aus-
gleichszulage außer Ansatz zu bleiben.

7. Übersteigt bei Durchführung des Artikels 20
Absatz 1 Buchstabe c die Gesamtdauer der
nach den Rechtsvorschriften beider Vertrags-
staaten zu berücksichtigenden Versiche-
rungszeiten das nach den österreichischen
Rechtsvorschriften für die Bemessung des
Steigerungsbetrages festgelegte Höchstaus-
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maß, so ist die geschuldete Teilleistung nach
dem Verhältnis zu berechnen, das zwischen
der Dauer der nach den österreichischen
Rechtsvorschriften zu berücksichtigenden
Versicherungszeiten und dem erwähnten
Höchstausmaß von Versicherungsmonaten
besteht.

8. Für die Bemessung des Hilflosenzuschusses
gilt Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben b und c.

9. Der nach Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe c
errechnete Betrag erhöht sich allenfalls um
Steigerungsbeträge für Beiträge zur Höher-
versicherung, den knappschaftlichen Lei-
stungszuschlag, den Hilflosenzuschuß und
die Ausgleichszulage.

10. Sonderzahlungen gebühren im Ausmaß der
österreichischen Teilleistung.

Artikel 22

Die slowenischen Träger haben die Artikel 19
und 20 nach folgenden Regeln anzuwenden:

1. Für die Feststellung der Leistungszugehörig-
keit und der Leistungszuständigkeit sind nur
slowenische Versicherungszeiten zu berück-
sichtigen.

2. Soweit nach den slowenischen Rechtsvor-
schriften das Vorliegen bestimmter Tatbe-
stände Voraussetzung für den Erwerb, die
Aufrechterhaltung oder das Wiederaufleben
eines Leistungsanspruches ist, kommt die
gleiche Wirkung auch gleichartigen Tatbe-
ständen in Österreich zu.

3. Bei Durchführung des Artikels 20 Absatz 1
Buchstabe b sind Bemessungsgrundlagen aus-
schließlich aus den slowenischen Versiche-
rungszeiten zu bilden.

4. Übersteigt bei Durchführung des Artikels 20
Absatz 1 Buchstabe c die Gesamtdauer der
nach den Rechtsvorschriften beider Vertrags-
staaten zu berücksichtigenden Versicherungs-
zeiten das nach den slowenischen Rechtsvor-
schriften für die Bemessung des Leistungsbe-
trages festgelegte Höchstausmaß, so ist die
geschuldete Teilleistung nach dem Verhältnis
zu berechnen, das zwischen der Dauer der
nach den slowenischen Rechtsvorschriften zu
berücksichtigenden Versicherungszeiten und
dem erwähnten Höchstausmaß von Versiche-
rungsmonaten besteht.

5. Für die Bemessung des Hilflosenzuschusses
gilt Artikel 20 Absatz 1 Buchstaben b und c.

Kapitel 4

Arbeitslosigkeit

Artikel 23

(1) Nach den Rechtsvorschriften eines Vertrags-
staates zurückgelegte Zeiten einer beitragspflichti-
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gen Beschäftigung sind für den Anspruch auf
Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach den Rechtsvor-
schriften des anderen Vertragsstaates zu berück-
sichtigen, sofern der Arbeitslose in dem Vertrags-
staat, in dem er den Anspruch auf eine solche
Leistung geltend macht, in den letzten zwölf
Monaten vor Beantragung dieser Leistung insge-
samt mindestens 13 Wochen ohne Verletzung der
Vorschriften über die Beschäftigung von Auslän-
dern als Arbeitnehmer arbeitslosenversicherungs-
pflichtig beschäftigt war.

(2) Die im Absatz 1 festgelegte Voraussetzung
der Mindestbeschäftigungszeit von 13 Wochen gilt
nicht für Arbeitslose, deren Beschäftigung für
längere Zeit in Aussicht genommen war, jedoch
früher als nach 13 Wochen ohne ihr Verschulden
geendet hat.

Artikel 24

Die Bezugsdauer wird um die Zeit gemindert, in
der der Arbeitslose im anderen Vertragsstaat
innerhalb der letzten zwölf Monate vor dem Tag
der Antragstellung bereits eine Leistung bei
Arbeitslosigkeit bezogen hat.

Kapitel 5

Familienbeihilfen

Artikel 25

(1) Eine Person, die in einem Vertragsstaat als
Dienstnehmer erwerbstätig ist, hat nach den
Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaates Anspruch
auf Familienbeihilfen auch für Kinder, die sich
ständig in dem anderen Vertragsstaat aufhalten.

(2) Für den Anspruch auf Familienbeihilfen
werden die Dienstnehmer so behandelt, als hätten
sie ihren Wohnsitz ausschließlich in dem Vertrags-
staat, in dem die Beschäftigung ausgeübt wird.

(3) Anspruch auf die österreichische Familienbei-
hilfe besteht für Kinder, die das 15. Lebensjahr
vollendet haben und sich ständig in Slowenien
aufhalten, nur dann, wenn sie sich in Schulausbil-
dung befinden.

Artikel 26

(1) Die Familienbeihilfe, die nach österreichi-
schen Rechtsvorschriften für Kinder gewährt wird,
die sich ständig in Slowenien aufhalten, beträgt
monatlich 955 S für jedes Kind. Dieser Betrag
erhöht oder vermindert sich um denselben Prozent-
satz, um den sich in Österreich die Familienbeihilfe
für ein Kind jeweils nach dem 1. Jänner 1992 erhöht
oder vermindert.

(2) Für Kinder, die das 10. Lebensjahr vollendet
haben und sich ständig in Slowenien aufhalten,
erhöht sich die Familienbeihilfe mit Beginn des
Kalenderjahres, in dem das Kind das 10. Lebensjahr
vollendet, um monatlich 120 Schilling. Dieser
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Betrag erhöht oder vermindert sich um denselben
Prozentsatz, um den sich in Österreich der Zuschlag
zur Familienbeihilfe für ein Kind, welches das
10. Lebensjahr vollendet hat, nach dem 1. Jänner
1992 jeweils erhöht oder vermindert.

Artikel 27

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Vertrags-
staates für die Erlangung des Anspruches auf
Familienbeihilfen bestimmte Wartezeiten vor, so
werden die in dem anderen Vertragsstaat zurückge-
legten gleichartigen Zeiten angerechnet.

(2) Dienstnehmer, die Geldleistungen nach den
Rechtsvorschriften über die Kranken- oder Arbeits-
losenversicherung eines Vertragsstaates beziehen,
sind in bezug auf den Anspruch auf Familienbeihil-
fen so zu behandeln, als ob sie in dem Vertragsstaat,
nach dessen Rechtsvorschriften sie diese Geldlei-
stungen erhalten, beschäftigt wären.

Artikel 28

Hat eine Person während eines Kalendermonates
unter Berücksichtigung dieses Abkommens für ein
Kind nacheinander die Anspruchsvoraussetzungen
nach den Rechtsvorschriften des einen und des
anderen Vertragsstaates erfüllt, so werden Familien-
beihilfen für diesen Monat nur von dem Vertrags-
staat gewährt, nach dessen Rechtsvorschriften sie zu
Beginn des Monates zu gewähren waren.

Artikel 29

Sind nach den Rechtsvorschriften beider Ver-
tragsstaaten unter Berücksichtigung dieses Abkom-
mens für ein Kind die Voraussetzungen für die
Gewährung von Familienbeihilfen in beiden Ver-
tragsstaaten gegeben, so sind die Familienbeihilfen
für dieses Kind ausschließlich nach den Rechtsvor-
schriften des Vertragsstaates zu gewähren, in dem
sich das Kind ständig aufhält.

Artikel 30

Kinder im Sinne dieses Kapitels sind Personen,
für die nach den anzuwendenden Rechtsvorschrif-
ten Familienbeihilfen vorgesehen sind.

ABSCHNITT IV

VERSCHIEDENE BESTIMMUNGEN

Artikel 31

(1) Die zuständigen Behörden werden die zur
Durchführung dieses Abkommens notwendigen
Verwaltungsmaßnahmen in einer Vereinbarung
regeln.

(2) Die zuständigen Behörden der beiden
Vertragsstaaten unterrichten einander

a) über alle zur Anwendung dieses Abkommens
getroffenen Maßnahmen;
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b) über alle die Anwendung dieses Abkommens
berührenden Änderungen ihrer Rechtsvor-
schriften.

(3) Bei der Anwendung dieses Abkommens haben
die Behörden und Träger der Vertragsstaaten
einander zu unterstützen und wie bei der
Anwendung ihrer eigenen Rechtsvorschriften zu
handeln. Diese Amtshilfe ist kostenlos.

(4) Die Träger und Behörden der Vertragsstaaten
können zwecks Anwendung dieses Abkommens
miteinander sowie mit beteiligten Personen oder
deren Beauftragten unmittelbar in Verbindung
treten.

(5) Die Träger und Behörden eines Vertragsstaa-
tes dürfen die bei ihnen eingereichten Anträge und
sonstige Schriftstücke nicht deshalb zurückweisen,
weil sie in der Amtssprache des anderen Vertrags-
staates abgefaßt sind.

(6) Ärztliche Untersuchungen, die in Durchfüh-
rung der Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates
vorgenommen werden und Personen betreffen, die
sich im Gebiet des anderen Vertragsstaates
aufhalten, werden auf Ersuchen der zuständigen
Stelle zu ihren Lasten vom Träger des Aufenthalts-
ortes veranlaßt. Werden ärztliche Untersuchungen
im Interesse der Träger der beiden Vertragsstaaten
durchgeführt, so erfolgt keine Kostenerstattung.

(7) Für die gerichtliche Rechtshilfe gelten die
jeweiligen auf die Rechtshilfe in bürgerlichen
Rechtssachen anwendbaren Bestimmungen.

Artikel 32

Die zuständigen Behörden haben zur Erleichte-
rung der Durchführung dieses Abkommens, insbe-
sondere zur Herstellung einer einfachen und
raschen Verbindung zwischen den beiderseits in
Betracht kommenden Trägern, Verbindungsstellen
zu errichten.

Artikel 33

(1) Jede in den Vorschriften eines Vertragsstaates
vorgesehene Befreiung oder Ermäßigung von
Steuern, Stempel-, Gerichts- oder Eintragungsge-
bühren für Schriftstücke oder Urkunden, die in
Anwendung dieser Rechtsvorschriften vorzulegen
sind, wird auf die entsprechenden Schriftstücke und
Urkunden erstreckt, die in Anwendung dieses
Abkommens oder der Rechtsvorschriften des
anderen Vertragsstaates vorzulegen sind.

(2) Urkunden, Dokumente und Schriftstücke
jeglicher Art, die in Anwendung dieses Abkommens
vorgelegt werden müssen, bedürfen keiner Beglau-
bigung.

Artikel 34

(1) Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel, die
in Anwendung dieses Abkommens oder der
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Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates bei einer
Behörde, einem Träger oder einer sonstigen
zuständigen Einrichtung eines Vertragsstaates ein-
gereicht werden, sind als bei einer Behörde, einem
Träger oder einer sonstigen zuständigen Einrich-
tung des anderen Vertragsstaates eingereichte
Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel anzusehen.

(2) Ein nach den Rechtsvorschriften des einen
Vertragsstaates gestellter Antrag auf eine Leistung
gilt auch als Antrag auf eine entsprechende Leistung
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staates, die unter Berücksichtigung dieses Abkom-
mens in Betracht kommt; dies gilt nicht, wenn der
Antragsteller ausdrücklich beantragt, daß die
Feststellung einer nach den Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates erworbenen Leistung bei Alter
aufgeschoben wird.

(3) Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel, die
in Anwendung der Rechtsvorschriften eines Ver-
tragsstaates innerhalb einer bestimmten Frist bei
einer Behörde, einem Träger oder einer sonstigen
zuständigen Einrichtung dieses Vertragsstaates
einzureichen sind, können innerhalb der gleichen
Frist bei der entsprechenden Stelle des anderen
Vertragsstaates eingereicht werden.

(4) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 übermittelt
die in Anspruch genommene Stelle diese Anträge,
Erklärungen oder Rechtsmittel entweder unmittel-
bar oder durch Vermittlung der Verbindungsstellen
der Vertragsstaaten unverzüglich an die entspre-
chende zuständige Stelle des anderen Vertragsstaa-
tes.

Artikel 35

(1) Die nach diesem Abkommen leistungspflichti-
gen Stellen haben die Leistungen mit befreiender
Wirkung in der für sie innerstaatlich maßgebenden
Währung zu erbringen.

(2) Die in diesem Abkommen vorgesehenen
Erstattungen haben in der Währung des Vertrags-
staates zu erfolgen, in dem der Träger, der die
Leistungen gewährt hat, seinen Sitz hat.

(3) Überweisungen auf Grund dieses Abkommens
werden nach Maßgabe der Vereinbarungen vorge-
nommen, die auf diesem Gebiet in den beiden
Vertragsstaaten im Zeitpunkt der Überweisung
gelten.

Artikel 36

(1) Die vollstreckbaren Entscheidungen der
Gerichte sowie die vollstreckbaren Bescheide und
Rückstandsausweise (Urkunden) der Träger oder
der Behörden eines Vertragsstaates über Beiträge
und sonstige Forderungen aus der Sozialversiche-
rung sowie über die Rückforderung zu Unrecht
bezogener Familienbeihilfen werden im anderen
Vertragsstaat anerkannt.
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(2) Die Anerkennung darf nur versagt werden,
wenn sie der öffentlichen Ordnung des Vertrags-
staates widerspricht, in dem die Entscheidung oder
die Urkunde anerkannt werden soll.

(3) Die nach Absatz 1 anerkannten vollstreckba-
ren Entscheidungen und Urkunden werden im
anderen Vertragsstaat vollstreckt. Das Vollstrek-
kungsverfahren richtet sich nach den Rechtsvor-
schriften, die in dem Vertragsstaat, in dessen Gebiet
vollstreckt werden soll, für die Vollstreckung der in
diesem Vertragsstaat erlassenen entsprechenden
Entscheidungen und Urkunden gelten. Die Ausfer-
tigung der Entscheidung oder der Urkunde muß mit
der Bestätigung ihrer Vollstreckbarkeit (Vollstrek-
kungsklausel) versehen sein.

Artikel 37

(1) Hat ein Träger eines Vertragsstaates einen
Vorschuß gezahlt, so kann die auf denselben
Zeitraum entfallende Nachzahlung einer entspre-
chenden Leistung, auf die nach den Rechtsvor-
schriften des anderen Vertragsstaates Anspruch
besteht, einbehalten werden. Hat der Träger des
einen Vertragsstaates für eine Zeit, für die der
Träger des anderen Vertragsstaates nachträglich
eine entsprechende Leistung zu erbringen hat, eine
höhere als die gebührende Leistung gezahlt, so gilt
der diese Leistung übersteigende Betrag bis zur
Höhe des nachzuzahlenden Betrages als Vorschuß
im Sinne des ersten Satzes.

(2) Hat ein Träger der Sozialhilfe eines
Vertragsstaates eine Leistung der Sozialhilfe wäh-
rend eines Zeitraumes gewährt, für den nachträglich
nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staates Anspruch auf Geldleistungen entsteht, so
behält der zuständige Träger dieses Vertragsstaates
auf Ersuchen und für Rechnung des Trägers der
Sozialhilfe die auf den gleichen Zeitraum entfallen-
den Nachzahlungen bis zur Höhe der gezahlten
Leistungen der Sozialhilfe ein, als ob es sich um eine
vom Träger der Sozialhilfe des letzteren Vertrags-
staates gezahlte Leistung der Sozialhilfe handeln
würde.

Artikel 38

(1) Hat eine Person, die nach den Rechtsvor-
schriften eines Vertragsstaates Leistungen für einen
Schaden zu erhalten hat, der im Gebiet des anderen
Vertragsstaates eingetreten ist, nach dessen Vor-
schriften gegen einen Dritten Anspruch auf Ersatz
des Schadens, so geht der Ersatzanspruch auf den
Träger des ersten Vertragsstaates nach den für ihn
geltenden Rechtsvorschriften über.

(2) Stehen Ersatzansprüche hinsichtlich gleichar-
tiger Leistungen aus demselben Schadensfall sowohl
einem Träger des einen Vertragsstaates als auch
einem Träger des anderen Vertragsstaates zu, so
kann der Dritte die nach Absatz 1 auf die beiden
Träger übergegangenen Ansprüche mit befreiender
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Wirkung durch Zahlung an den einen oder anderen
Träger befriedigen. Im Innenverhältnis sind die
Träger anteilig im Verhältnis der von ihnen zu
erbringenden Leistungen ausgleichspflichtig.

Artikel 39

(1) Streitigkeiten zwischen den Vertragsstaaten
über die Auslegung oder Anwendung dieses
Abkommens sollen, soweit möglich, durch die
zuständigen Behörden der Vertragsstaaten beige-
legt werden.

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen eines
Vertragsstaates einem Schiedsgericht zu unterbrei-
ten, das wie folgt zu bilden ist:

a) Jeder Vertragsstaat bestellt binnen einem
Monat ab dem Empfang des Verlangens einer
schiedsgerichtlichen Entscheidung einen
Schiedsrichter. Die beiden so nominierten
Schiedsrichter wählen innerhalb von zwei
Monaten, nachdem der Vertragsstaat, der
seinen Schiedsrichter zuletzt bestellt hat, dies
notifiziert hat, einen Staatsangehörigen eines
Drittstaates als dritten Schiedsrichter.

b) Wenn ein Vertragsstaat innerhalb der festge-
setzten Frist keinen Schiedsrichter bestellt hat,
kann der andere Vertragsstaat den Präsiden-
ten des Europäischen Gerichtshofes für
Menschenrechte ersuchen, einen solchen zu
bestellen. Entsprechend ist über Aufforderung
eines Vertragsstaates vorzugehen, wenn sich
die beiden Schiedsrichter über die Wahl des
dritten Schiedsrichters nicht einigen können.

c) Für den Fall, daß der Präsident des Europäi-
schen Gerichtshofes für Menschenrechte die
Staatsangehörigkeit eines der beiden Ver-
tragsstaaten besitzt, gehen die ihm durch
diesen Artikel übertragenen Funktionen auf
den Vizepräsidenten des Gerichtshofes oder
auf den ranghöchsten Richter des Gerichtsho-
fes über, auf den dieser Umstand nicht zutrifft.

(3) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmen-
mehrheit. Seine Entscheidungen sind für die beiden
Vertragsstaaten bindend. Jeder Vertragsstaat trägt
die Kosten des Schiedsrichters, den er bestellt. Die
übrigen Kosten werden von den Vertragsstaaten zu
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht regelt
sein Verfahren selbst.

ABSCHNITT V

ÜBERGANGS- UND SCHLUSS-
BESTIMMUNGEN

Artikel 40

(1) Dieses Abkommen begründet keinen An-
spruch auf Zahlung von Leistungen für die Zeit vor
seinem Inkrafttreten.

(2) Für die Feststellung des Anspruches auf
Leistungen nach diesem Abkommen werden auch



4364 215. Stück — Ausgegeben am 26. August 1993 — Nr. 589

Versicherungszeiten berücksichtigt, die nach den
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaates vor In-
krafttreten dieses Abkommens zurückgelegt worden
sind.

(3) Unbeschadet des Absatzes 1 gilt dieses
Abkommen auch für Versicherungsfälle, die vor
seinem Inkrafttreten eingetreten sind, soweit nicht
früher festgestellte Ansprüche durch Kapitalzahlun-
gen abgegolten worden sind.

(4) Leistungen, die erst auf Grund dieses
Abkommens gebühren, sind auf Antrag des
Berechtigten vom Inkrafttreten dieses Abkommens
an festzustellen. Wird der Antrag binnen zwei
Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens
eingebracht, so sind die Leistungen vom Inkrafttre-
ten dieses Abkommens an zu gewähren, sonst von
dem Tag an, der nach den Rechtsvorschriften jedes
der beiden Vertragsstaaten bestimmt ist.

(5) Unbeschadet des Absatzes 3 sind vor dem
Inkrafttreten des Abkommens festgestellte Leistun-
gen nicht neu festzustellen.

(6) Sehen die Rechtsvorschriften der Vertrags-
staaten den Ausschluß oder die Verjährung von
Ansprüchen vor, so werden hinsichtlich der
Ansprüche aus Absatz 3 die diesbezüglichen Vor-
schriften auf die Berechtigten nicht angewendet,
wenn der im Absatz 4 bezeichnete Antrag binnen
zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Abkommens
gestellt wird. Wird der Antrag nach Ablauf dieser
Frist gestellt, so besteht der Anspruch auf
Leistungen, soweit er nicht ausgeschlossen oder
verjährt ist, vom Zeitpunkt der Antragstellung an, es
sei denn, daß günstigere Rechtsvorschriften eines
Vertragsstaates anwendbar sind.

Artikel 41

(1) Die Träger in Österreich übernehmen alle
Anwartschaften und Ansprüche von österreichi-
schen Staatsangehörigen und von Personen, die
nach österreichischem Recht für den Bereich der
Sozialversicherung als Volksdeutsche anerkannt
werden, vorausgesetzt, daß sich die betreffenden
Personen am 1. Jänner 1956 im Gebiet von
Österreich nicht nur vorübergehend aufgehalten
haben, soweit diese Anwartschaften und Ansprüche
auf Grund der vor dem 1. Jänner 1956 in der
ehemaligen jugoslawischen Sozialversicherung
(Pensions- beziehungsweise Invaliditätsversiche-
rung) zurückgelegten Versicherungszeiten (Bei-
trags- und Ersatzzeiten) entstanden sind.

(2) Die Träger in Slowenien übernehmen alle
Anwartschaften und Ansprüche von slowenischen
Staatsangehörigen, die als jugoslawische Staatsan-
gehörige am 1. Jänner 1956 ihren Wohnsitz im
Gebiet des ehemaligen Jugoslawien hatten, soweit
diese Anwartschaften und Ansprüche auf Grund der
vor dem 1. Jänner 1956 in der österreichischen
Sozialversicherung (Pensions- beziehungsweise Un-
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fallversicherung) zurückgelegten Versicherungszei-
ten (Beitrags- und gleichgestellte Zeiten) entstanden
sind.

Artikel 42

(1) Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die
Ratifikationsurkunden sind so bald als möglich in
Laibach auszutauschen.

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
dritten Monates nach Ablauf des Monates in Kraft,
in dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht
werden.

(3) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Jeder Vertragsstaat kann es unter
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende
eines Kalenderjahres schriftlich auf diplomatischem
Weg kündigen.

(4) Im Falle der Kündigung gelten die Bestim-
mungen dieses Abkommens für erworbene Ansprü-
che weiter, und zwar ohne Rücksicht auf
einschränkende Bestimmungen, welche die in
Betracht kommenden Systeme für den Fall des
Aufenthaltes eines Versicherten im Ausland vorse-
hen.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch-
tigten dieses Abkommen unterzeichnet und mit
Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 30. November
1992, in zwei Urschriften in deutscher und
slowenischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Josef Hesoun

Für die Republik Slowenien:
Jožica Puhar

SCHLUSSPROTOKOLL

ZUM ABKOMMEN ZWISCHEN DER REPU-
BLIK ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK

SLOWENIEN ÜBER SOZIALE SICHERHEIT

Bei Unterzeichnung des heute zwischen der
Republik Österreich und der Republik Slowenien
geschlossenen Abkommens über Soziale Sicherheit
erklären die Bevollmächtigten beider Vertragsstaa-
ten, daß Einverständnis über folgende Bestimmun-
gen besteht:

I. Zu Artikel 4 des Abkommens:

1. Die Rechtsvorschriften der beiden Vertrags-
staaten betreffend die Mitwirkung der Versicherten
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und der Dienstgeber in den Organen der Träger
und der Verbände sowie in der Rechtsprechung im
Bereich der Sozialen Sicherheit bleiben unberührt.

2. Versicherungslastregelungen in zwischenstaat-
lichen Verträgen der Vertragsstaaten mit anderen
Staaten bleiben unberührt.

3. Die Rechtsvorschriften der beiden Vertrags-
staaten betreffend die Versicherung der bei einer
amtlichen Vertretung eines der beiden Vertragsstaa-
ten in Drittstaaten oder bei Mitgliedern einer
solchen Vertretung beschäftigten Personen bleiben
unberührt.

4. Diese Bestimmung gilt hinsichtlich der
österreichischen Rechtsvorschriften über die Be-
rücksichtigung von Kriegsdienstzeiten oder diesen
gleichgestellten Zeiten nur für slowenische Staats-
angehörige, die unmittelbar vor dem 13. März 1938
die österreichische Staatsangehörigkeit besaßen.

II. Zu Artikel 5 des Abkommens:

Diese Bestimmung bezieht sich nicht
a) auf die Ausgleichszulage nach den österreichi-

schen Rechtsvorschriften,
b) auf die Schutzzulage nach den slowenischen

Rechtsvorschriften.

III. Zu Artikel 7 Absatz 4 des Abkommens:

Diese Bestimmung gilt für Dienstnehmer der
Österreich Werbung entsprechend.

IV. Zu Artikel 11 des Abkommens:

Diese Bestimmungen gelten in Österreich, soweit
es sich um einen vorübergehenden Aufenthalt
handelt, in bezug auf die Behandlung durch
freiberuflich tätige Ärzte, Zahnärzte und Dentisten
nur hinsichtlich folgender Personen:

a) Personen, die sich in Ausübung ihrer Beschäf-
tigung in Österreich aufhalten, sowie die sie
begleitenden Familienangehörigen;

b) Personen, die ihre sich in Österreich gewöhn-
lich aufhaltende Familie besuchen;

c) Personen, die sich aus anderen Gründen in
Österreich aufhalten, wenn ihnen eine ambu-
lante Behandlung für Rechnung der für ihren
Aufenthaltsort zuständigen Gebietskranken-
kasse gewährt wurde.

V. Zu Artikel 14 des Abkommens:

In den Fällen des Artikels 12 Absatz 1 zweiter
Satz ist der Ersatz der Aufwendungen für
Anspruchsberechtigte aus der österreichischen Pen-
sionsversicherung aus den beim Hauptverband der
österreichischen Sozialversicherungsträger einlan-
genden Beiträgen zur Krankenversicherung der
Pensionisten zu leisten.
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VI. Zu Artikel 23 Absatz 2 des Abkommens:

Wird ein Antrag auf Arbeitslosengeld in Öster-
reich von einem österreichischen Staatsangehörigen
gestellt, ist die Zurücklegung der Mindestbeschäfti-
gungszeit nicht erforderlich.

VII. Zu den Artikeln 25 bis 30 des Abkommens:

1. In bezug auf die Familienbeihilfen findet
Artikel 4 nur nach Maßgabe der Artikel 25 bis 30
Anwendung.

2. Anspruch auf Familienbeihilfen besteht nur,
wenn die Beschäftigung nicht gegen die bestehen-
den Vorschriften über die Beschäftigung ausländi-
scher Dienstnehmer verstößt.

3. Anspruch auf die Familienbeihilfe nach den
österreichischen Rechtsvorschriften besteht nur,
wenn die Beschäftigung in Österreich mindestens
einen Kalendermonat dauert; auf diese Wartezeit
findet eine Anrechnung nach Artikel 27 Absatz 1
nicht statt.

4. Anspruch auf die erhöhte Familienbeihilfe für
erheblich behinderte Kinder nach den österreichi-
schen Rechtsvorschriften besteht nur für jene
Kinder, die sich ständig in Österreich aufhalten.

VIII. Zu Artikel 41 des Abkommens:

1. Die im Absatz 1 für die Übernahme der
Versicherungslast geforderten staatsbürgerschafts-
rechtlichen Voraussetzungen müssen am 1. Jänner
1956 erfüllt sein.

2. Für die Berücksichtigung der Anwartschaften
und Ansprüche in Leistungen der österreichischen
Pensions- beziehungsweise Unfallversicherung sind
die Rechtsvorschriften des österreichischen Bundes-
gesetzes vom 22. November 1961 über Leistungsan-
sprüche und Anwartschaften in der Pensions(Ren-
ten)versicherung und Unfallversicherung auf Grund
von Beschäftigungen im Ausland anzuwenden.

3. Sind Leistungsansprüche zu übernehmen, so
gelten die allgemeinen Voraussetzungen für die
entsprechenden Leistungen aus der österreichischen
beziehungsweise slowenischen Pensionsversiche-
rung (Unfallversicherung) als erfüllt. Hiebei sind für
die Bemessung der Leistungen die den übernomme-
nen Leistungsansprüchen zugrunde liegenden Ver-
sicherungszeiten heranzuziehen. Erreichen diese
Zeiten nicht das Ausmaß der für die entsprechenden
Pensionen erforderlichen Wartezeit, so sind der
Leistungsbemessung Zeiten im Ausmaß dieser
Wartezeit zugrunde zu legen.

Dieses Schlußprotokoll ist Bestandteil des Ab-
kommens zwischen der Republik Österreich und
der Republik Slowenien über Soziale Sicherheit. Es
tritt an demselben Tag in Kraft wie das Abkommen
und bleibt ebensolange wie dieses in Kraft.
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ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmäch-
tigten dieses Schlußprotokoll unterzeichnet und mit
Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 30. November
1992, in zwei Urschriften in deutscher und
slowenischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Josef Hesoun

Für die Republik Slowenien:
Jožica Puhar

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 2. Juli 1993 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 42 Abs. 2 mit
1. Oktober 1993 in Kraft.

Vranitzky

590.

VEREINBARUNG
ZUR DURCHFÜHRUNG DES ABKOM-
MENS ZWISCHEN DER REPUBLIK
ÖSTERREICH UND DER REPUBLIK
SLOWENIEN ÜBER SOZIALE SICHER-

HEIT
Auf Grund des Artikels 31 Absatz 1 des Abkom-

mens zwischen der Republik Österreich und der
Republik Slowenien über Soziale Sicherheit vom
30. November 1992 *) — im folgenden als Abkom-
men bezeichnet — haben die zuständigen Behörden
zur Durchführung des Abkommens folgendes
vereinbart:

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Begriffsbestimmungen

In dieser Vereinbarung werden die im Artikel 1
des Abkommens festgelegten Ausdrücke in dersel-
ben Bedeutung verwendet, die ihnen im genannten
Artikel gegeben wird.

Artikel 2

Verbindungsstellen

Verbindungsstellen nach Artikel 32 des Abkom-
mens sind

in Österreich
für die Kranken-, Unfall- und Pensionsversiche-
rung:

Hauptverband der österreichischen Sozialver-
sicherungsträger,

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. xxx/1993
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für das Arbeitslosengeld:
das Landesarbeitsamt Kärnten,

für die Familienbeihilfe:
Bundesministerium für Umwelt, Jugend und
Familie;

in Slowenien
für die Krankenversicherung:

Krankenversicherungsanstalt Sloweniens,
für die Pensions- und Invalidenversicherung:

Pensions- und Invalidenversicherungsanstalt
Sloweniens,

für die Arbeitslosenversicherung: .
Republiksanstalt für Beschäftigung,

für die Kinderbeihilfe:
Ministerium für Gesundheit, Familie und
Sozialschutz.

Artikel 3

Aufgaben der Verbindungsstellen

(1) Den Verbindungsstellen obliegen die in dieser
Vereinbarung festgelegten Aufgaben. Bei Durch-
führung des Abkommens können sie miteinander
sowie mit den beteiligten Personen oder deren
Beauftragten in Verbindung treten. Sie haben
einander bei Durchführung des Abkommens zu
unterstützen.

(2) Die Verbindungsstellen haben die zur
Durchführung dieser Vereinbarung erforderlichen
Formblätter festzulegen.

ABSCHNITT II

ANWENDUNG DER BESTIMMUNGEN ÜBER
DIE ANZUWENDENDEN RECHTSVOR-

SCHRIFTEN

Artikel 4

Entsendungen, Wahl der Rechtsvorschriften des
Entsendestaates

(1) In den Fällen des Artikels 7 des Abkommens
oder in den Fällen einer Wahl nach Artikel 8 des
Abkommens hat der Träger des Vertragsstaates,
dessen Rechtsvorschriften anzuwenden sind, über
Antrag eine Bescheinigung darüber auszustellen,
daß für den Dienstnehmer hinsichtlich der betref-
fenden Beschäftigung diese Rechtsvorschriften
gelten.

(2) Die Bescheinigungen nach Absatz 1 sind
auszustellen
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bei Anwendung der österreichischen Rechtsvor-
schriften vom zuständigen Träger der Kranken-
versicherung;

bei Anwendung der slowenischen Rechtsvorschrif-
ten von der in Betracht kommenden Außenstelle
der Krankenversicherungsanstalt Sloweniens.

ABSCHNITT III

ANWENDUNG DER BESONDEREN BESTIM-
MUNGEN

Kapitel 1

Krankheit und Mutterschaft

Artikel 5

Zusammenrechnung der Versicherungszeiten

(1) Für die Anwendung des Artikels 10 des
Abkommens durch einen Träger eines Vertragsstaa-
tes hat die betreffende Person eine Bescheinigung
über die nach den Rechtsvorschriften des anderen
Vertragsstaates in Betracht kommenden Versiche-
rungszeiten vorzulegen. Die Bescheinigung ist auf
Ersuchen der betreffenden Person auszustellen

in Österreich
vom Träger der Krankenversicherung;

in Slowenien
von der in Betracht kommenden Außenstelle der
Krankenversicherungsanstalt Sloweniens.

(2) Legt die betreffende Person die Bescheinigung
nicht vor, so kann der zuständige Träger den im
Absatz 1 bezeichneten Träger des anderen Ver-
tragsstaates um Ausstellung und Übersendung der
Bescheinigung ersuchen.

Artikel 6

Gewährung von Sachleistungen

(1) Für die Anwendung des Artikels 11 des
Abkommens hat die betreffende Person dem nach
Artikel 13 des Abkommens in Betracht kommenden
Träger zum Nachweis des Anspruches eine
Bescheinigung des zuständigen Trägers vorzulegen.
Legt die betreffende Person die Bescheinigung nicht
vor, so hat der zuständige Träger über Ersuchen des
aushelfenden Trägers nachträglich eine solche
Bescheinigung auszustellen.

(2) Der Träger des Aufenthalts- oder Wohnortes
hat die Krankenkontrolle durchzuführen, als handle
es sich um einen eigenen Versicherten; der
zuständige Träger ist vom Ergebnis der Kontrolle
zu unterrichten.

(3) Wird Krankenhauspflege gewährt, so hat der
nach Artikel 13 des Abkommens in Betracht
kommende Träger dem zuständigen Träger unver-
züglich den Tag der Aufnahme in das Krankenhaus
und die voraussichtliche Dauer des Aufenthaltes
sowie den Tag der Entlassung mitzuteilen.
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(4) Leistungen im Sinne des Artikels 11 Absatz 2
des Abkommens sind:

1. Körperersatzstücke, orthopädische Apparate
und Stützapparate einschließlich gewebebe-
spannter orthopädischer Korsette nebst Er-
gänzungsteilen, Zubehör und Werkzeugen;

2. orthopädische Maßschuhe, gegebenenfalls
mit dem dazugehörigen Normalschuh (nicht
orthopädisch);

3. Kiefer- und Gesichtsplastiken, Perücken;
4. Modellabdrucke (Nachbildungen der ver-

schiedenen Körperteile), die benutzt werden,
um die unter den Ziffern 1 bis 3 genannten
Gegenstände richtig anzupassen;

5. Kunstaugen, Kontaktschalen, Vergröße-
rungsbrillen und Fernrohrbrillen;

6. Hörgeräte;
7. Zahnersatz (festsitzender und herausnehm-

barer) und Verschlußprothesen der Mund-
höhle;

8. Krankenfahrzeuge, Rollstühle sowie andere
mechanische Fortbewegungsmittel;

9. Erneuerung der unter den Ziffern 1 bis 8
genannten Gegenstände;

10. Blindenführhunde;
11. ärztliche Behandlung und Kuren in Gene-

sungs- und Erholungsheimen oder Heilan-
stalten;

12. Maßnahmen der medizinischen und berufli-
chen Wiedereingliederung;

13. alle übrigen Heilbehelfe, Hilfsmittel und
ähnliches, deren Anschaffungskosten in
Österreich 7 000 S, in Slowenien 25 000 To-
lar übersteigen.

Sind solche Leistungen wegen unbedingter Dring-
lichkeit gewährt worden, so hat der im Artikel 13
des Abkommens bezeichnete Träger dies unverzüg-
lich dem zuständigen Träger mitzuteilen.

Artikel 7

Erstattung von Sachleistungen bei Nichteinhaltung
des vorgesehenen Verfahrens

Die entstandenen Aufwendungen sind auf Antrag
der betreffenden Person vom zuständigen Träger
nach den für den im Artikel 13 des Abkommens
bezeichneten Träger maßgebenden Sätzen zu
erstatten, sofern die vorgesehenen Verfahrensrege-
lungen nicht eingehalten werden konnten. Der im
Artikel 13 des Abkommens bezeichnete Träger hat
dem zuständigen Träger auf dessen Verlangen die
erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

Artikel 8

Gewährung von Geldleistungen

Geldleistungen sind den Berechtigten vom
zuständigen Träger direkt zu zahlen; Artikel 6
Absatz 2 gilt entsprechend.
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Artikel 9

Gewährung von Sachleistungen an Pensionisten

Für die Anwendung des Artikels 12 Absatz 1
zweiter Satz des Abkommens ist dem nach
Artikel 13 des Abkommens in Betracht kommenden
Träger zum Nachweis des Pensionsanspruches eine
Bescheinigung des zuständigen Trägers vorzulegen.

Kapitel 2

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten

Artikel 10

Gewährung von Sachleistungen

In den Fällen des Artikels 15 Absatz 1 des
Abkommens sind die Artikel 6 und 7 entsprechend
anzuwenden.

Artikel 11

Gewährung von Geldleistungen

Die zuständigen Träger haben Renten und
andere Geldleistungen direkt an die Anspruchsbe-
rechtigten zu zahlen.

Artikel 12

Statistiken

Die zuständigen Träger haben der für sie in
Betracht kommenden Verbindungsstelle eine jähr-
lich zu erstellende Statistik über die in den anderen
Vertragsstaat nach Artikel 11 vorgenommenen
Renten zu übermitteln. Diese Statistiken sind von
den Verbindungsstellen auszutauschen.

Kapitel 3

Alter, Invalidität und Tod (Pensionen)

Artikel 13

Bearbeitung der Leistungsanträge

(1) Die zuständigen Träger haben einander
unverzüglich über einen Leistungsantrag, auf den
Abschnitt III Kapitel 3 in Verbindung mit Artikel 34
Absatz 2 des Abkommens anzuwenden ist, zu
unterrichten.

(2) Die zuständigen Träger haben in der Folge
einander auch die sonstigen für eine Leistungsfest-
stellung erheblichen Tatsachen, gegebenenfalls
unter Beifügung ärztlicher Gutachten, mitzuteilen.

(3) Die zuständigen Träger haben einander über
die Entscheidungen im Feststellungsverfahren zu
unterrichten.
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Artikel 14
Zahlung von Pensionen

Die zuständigen Träger haben Pensionen und
andere Geldleistungen direkt an die Anspruchsbe-
rechtigten zu zahlen.

Artikel 15

Statistiken
Auf Pensionen ist Artikel 12 entsprechend anzu-

wenden.

Kapitel 4

Arbeitslosigkeit

Artikel 16
Verfahren

In den Fällen der Artikel 23 und 24 des
Abkommens hat die betreffende Person dem
zuständigen Träger des einen Vertragsstaates eine
Bescheinigung des zuständigen Trägers des anderen
Vertragsstaates vorzulegen, aus der die Versiche-
rungszeiten, die sie nach den Rechtsvorschriften des
anderen Vertragsstaates zurückgelegt hat, und
Zeiten, während derer sie Arbeitslosengeld vom
anderen Vertragsstaat bezogen hat, hervorgehen.
Legt die betreffende Person die Bescheinigung nicht
vor, so kann die Verbindungsstelle des einen
Vertragsstaates die Verbindungsstelle des anderen
Vertragsstaates um Ausstellung und Übermittlung
einer solchen Bescheinigung ersuchen.

Kapitel 5

Familienbeihilfen

Artikel 17
Familienstandsbescheinigung

(1) Zur Erlangung der Familienbeihilfen nach den
Artikeln 25 bis 30 des Abkommens hat der
Dienstnehmer dem zuständigen Träger einen
Antrag mit einer Familienstandsbescheinigung vor-
zulegen. Die Familienstandsbescheinigung hat zu
enthalten:

a) die persönlichen Daten des Dienstnehmers,
b) den Vor- und Familiennamen sowie das

Geburtsdatum des Ehegatten des Dienstneh-
mers,

c) den Vor- und Familiennamen der Kinder,
d) die Geburtsdaten und den Familienstand der

Kinder,
e) das Kindschaftsverhältnis der Kinder zum

Dienstnehmer,
f) den Ort des ständigen Aufenthaltes der

Kinder,
g) ob die Kinder, wenn sie nicht zum Haushalt

des Dienstnehmers gehören, von ihm über-
wiegend erhalten werden, und

h) sofern die Kinder ein eigenes Einkommen
haben, die Höhe dieses Einkommens.
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(2) Zur Gültigkeit der Familienstandsbescheini-
gung nach Absatz 1 ist unter der Eintragung des
zuletzt angeführten Kindes ein Schlußstrich zu
ziehen und darunter die Gesamtzahl der ausgewie-
senen Kinder in Worten anzugeben.

(3) Die Gültigkeitsdauer der Familienstandsbe-
scheinigung nach Absatz 1 beträgt ein Jahr ab dem
Tag ihrer Ausstellung.

(4) Die Familienstandsbescheinigungen werden
auf Verlangen von den Stellen im Gebiet des
anderen Vertragsstaates ausgestellt, die nach dessen
Rechtsvorschriften für die Ausstellung solcher
Bescheinigungen zuständig sind.

Artikel 18

Bescheinigung über gewährte Familienbeihilfen

Der zuständige Träger jedes Vertragsstaates stellt
auf Verlangen eine Bescheinigung über die von ihm
gewährten Familienbeihilfen aus, sofern die Be-
scheinigung erforderlich ist, um in dem anderen
Vertragsstaat einen Anspruch auf Familienbeihilfen
geltend zu machen. Diese Bescheinigung soll
enthalten:

a) die Namen der Kinder, für welche Familien-
beihilfen gewährt werden,

b) den Zeitraum, für welchen Familienbeihilfen
gewährt werden, und

c) die Höhe der gewährten Familienbeihilfen.

Artikel 19

Schulbestätigung

Der Dienstnehmer hat zur Erlangung der
österreichischen Familienbeihilfe nach Artikel 25
Absatz 3 des Abkommens für Kinder, die das
15. Lebensjahr vollendet haben und sich in Schul-
ausbildung befinden, neben der Familienstandsbe-
scheinigung nach Artikel 17 auch eine Bestätigung
der Schule vorzulegen.

ABSCHNITT IV

FINANZIELLE BESTIMMUNGEN

Artikel 20

Für die Durchführung des Artikels 14 und des
Artikels 15 Absatz 3 des Abkommens ist der
Anspruch auf Erstattung der Kosten von Sachlei-
stungen nach Abschluß des Leistungsfalles oder für
jedes Kalendervierteljahr geltend zu machen und
binnen zwei Monaten nach Eingang der Forderung
zu erfüllen.
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ABSCHNITT V

SCHLUSSBESTIMMUNG

Artikel 21

Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt gleichzeitig mit dem
Abkommen in Kraft.

GESCHEHEN zu Wien, am 30. November
1992, in zwei Urschriften in deutscher und
slowenischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise authentisch sind.

Für den Bundesminister für Arbeit und Soziales:
Dr. Josef Schuh

Für den Bundesminister für Umwelt, Jugend und
Familie:

Dr. Leopold Wohlmann

Für die Ministerin für Arbeit und für den Minister
für Gesundheit, Familie und Sozialschutz:

Natasa Belopavlovic

Die Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 21 mit 1. Oktober 1993 in Kraft.

Vranitzky
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